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Studie: Umwandlung von Atommüll ist möglich
Eine entsprechende Anlage könnte in einem Zwischenlager entstehen und wäre nach Meinung
der Experten hochrentabel
Die radioaktiven Abfälle aus Kernkraft-
werken können nach einer  Studie von
Experten  der  TU  München  und  des
TÜVs in  deutlich  weniger  schädliche
Elemente  umgewandelt  werden.  Die
Umsetzungsstudie  für  den  Bau  einer
sogenannten  Transmutationsanlage
wurde  von  der  Bundesagentur  für
Sprunginnovationen in Auftrag gegeben.
Dabei wurde ein Szenario durchgespielt,
bei  dem  die  Umwandlungsanlage  in
einem der stillgelegten Atomkraftwerke
entsteht,  die  in  Deutschland  mittler-
weile als Zwischenlager für Atommüll
dienen.
Bei der Transmutation handelt  es sich
um eine spezielle Behandlung radioakti-
ver Abfälle. Sie soll vor allem dafür sor-
gen,  dass  die  Strahlungsintensität  des
Mülls  verringert  und  die  Strahlungs-
dauer extrem verkürzt wird. Um diese
Ziele  zu  erreichen,  werden  bei  dieser
Methode  die  Atomkerne  alter  Brenn-
stäbe mit Neutronen beschossen. Dabei
sollen die Kerne zerfallen und weniger

gefährliche Elemente entstehen.
Neben  der  eigentlichen  Umwandlung
der radioaktiven Abfälle ermöglicht das
Projekt  der  Studie  zufolge  auch  die
Rückgewinnung verschiedener wertvol-
ler Materialien aus abgebrannten Brenn-
elementen.  Dazu  gehören  unter  ande-
rem Uran sowie die wertvollen Edelme-
talle  Rhodium und Ruthenium,  die  in
verschiedenen Industriezweigen benö-
tigt werden.
Daneben fallen bei dem Umwandlungs-
prozess die Edelgase Xenon und Kryp-
ton an. Außerdem können die Elemente
Cäsium und Strontium gewonnen wer-
den, die unter anderem als sogenannte
Radioisotope in der Medizin oder For-
schung verwendet  werden.  Durch den
Prozess entsteht zudem viel Hitze, die in
Fernwärme-Netze  eingespeist  werden
könnte.
Die Studie geht in dem Szenario davon
aus,  dass  eine  Anlage  des  Schweizer
Start-ups  Transmutex  aus  Genf  zum
Einsatz kommen würde. Als möglicher

Standort komme eines der 16 Zwischen-
lager für Atommüll infrage, auch weil
dadurch  kein  Atommüll  quer  durch
Deutschland bewegt werden müsse. In
der  Bundesrepublik  gibt  es  zwei  zen-
trale  Zwischenlager  in  Gorleben  und
Ahaus sowie 14 dezentrale Zwischenla-
ger, darunter zwölf Standorte, die sich
an  oder  in  der  Nähe  von  ehemaligen
Atomkraftwerken befinden, sowie spezi-
elle Lager wie Jülich und Lubmin, die
eine Sonderstellung einnehmen.
Die Bundesagentur für Sprunginnova-
tionen  in  Leipzig  erklärte,  schon  die
erste  Demonstrationsanlage  wäre  laut
Studie hochrentabel. Die Anlage würde
die Investitionskosten von rund 1,5 Mil-
liarden Euro und jährlichen Betriebsko-
sten von gut 115 Millionen Euro mehr-
fach  wieder  einspielen.  Den  Kosten
stünden  nämlich  Einnahmen  aus  den
gewonnenen  Elementen,  der  Entsor-
gung atomarer Abfälle und aus der Pro-
zesswärme gegenüber.
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Energiesicherheit

Wirtschaft in MV will kein Russengas
Klare Absage in Kriegszeiten: Die Unternehmen in MV wollen trotz hoher Energiepreise auf
billiges Russengas vorerst verzichten.
Skepsis  im Chefbüro:  Der  vom Präsi-
denten der Industrie- und Handelskam-
mer  Schwerin  (IHK),  Matthias  Belke,
angesichts ungleicher Wettbewerbsbe-
dingungen in Europa ins Spiel gebrachte
mögliche Einkauf von russischem Erd-
gas zur Stabilisierung der Energiepreise
stößt  in der Politik und bei  Unterneh-
merkollegen  in  MV  auf  Ablehnung.
Russisches Gas sei „blutiges, kriegsfi-
nanzierendes Gas“, lehnte Arbeitgeber-
präsident Lars Schwarz ab: Angesichts
der  derzeitigen  politischen  Situation
könne man keine Forderung aufmachen,
russisches Erdgas zu kaufen, sagte der
Chef  der  Vereinigung  der  Unterneh-
mensverbände  MV  (VU).  Allerdings
müsse man das Gas auch „nicht für alle
Zeiten  verteufeln“.  Schwarz:  „Vorher
muss die Situation aber sauber geklärt
sein und der Krieg und das Sterben ein
Ende haben.“

Suche nach neuen Energiequellen

Schwerins  IHK-Präsident  Belke  hatte
vor Kurzem mit seiner Forderung, ange-
sichts  der  hohen  Energiepreis  nach
neuen  Energiequellen  zu  suchen  und
dafür auch über die Lieferung von russi-
schem Erdgas nachzudenken, für Dis-
kussionen gesorgt. Solange andere euro-
päische  Länder  trotz  des  russischen
Angr i f f sk r i eges  russ i sches  Gas
bekämen, müsse man auch das in Erwä-
gung ziehen. Schließlich sei bislang die
Frage  unbeantwortet  geblieben,  wie
lange die Wirtschaft die hohen Energie-
preise durchhalten könne. Bislang soll
beispielsweise  die  Slowakei  nach wie
vor  über  Umwege  weiter  russischem
Erdgas erhalten. Die inzwischen abge-
riegelte Transitleitung durch die Ukraine
hatte  auch  Erdgas  nach  Ungarn  und

Österreich geliefert.

Ökologischer  Umbau  zugleich  eine
ökonomische  Chance

Das Gedankenspiel Belkes sorgt indes
auch bei Kammermitgliedern für Gegen-
wehr:  Er  finde  es  beschämend,  wenn
man keine Skrupel  habe,  mit  billigem
Gas den verbrecherischen Krieg  Rus-
sland gegen die Ukraine zu finanzieren,
kritisierte Unternehmer Wolfgang Pfef-
fer aus Drefahl im Landkreis Ludwigs-
lust-Parchim. Statt auf überholte Ener-
gieträger  zu  setzen  und  ein  Konzept
zurück in die fossile Vergangenheit zu
verfolgen, sollte der ökologische Umbau
als eine ökonomische Chance verstan-
den werden.

Versorgungssicherheit gewährleistet

Auch  für  das  Wirtschaftsministerium
kommen  russische  Lieferungen  nicht
mehr infrage: Deutschland habe infolge
des russischen Angriffskrieges beschlos-
sen,  Importe  fossiler  Brennstoffe  aus
Russland zu beenden, heißt es aus dem
Ressort. Die Entscheidung stehe. In den
vergangenen drei Jahren seien alterna-
tive Lieferquellen erschlossen worden,
die  die  Versorgungssicherheit  in
Deutschland und Mecklenburg-Vorpom-
mern  auch  ohne  russisches  Erdgas
gewährleisten  würden.

Hohe Energiepreise gefährden Wirt-
schaftsentwicklung

Das allein reicht  der  Wirtschaft  nicht:
Knapp 60 Prozent der Unternehmen im
Land sehen in den hohen Energie- und
Rohstoffpreisen das größte Risiko für
die weitere wirtschaftliche Entwicklung,

ergab die landesweite Herbst-Konjunk-
turumfrage  der  drei  IHK in  MV.  Die
Wirtschaft brauche bezahlbare und plan-
bare Energiepreise,  forderte Arbeitge-
berpräsident  Schwarz.  Ohne  tragbare
Konzepte  gehe es  nicht.  „Nur aus  der
Atomkraft  auszusteigen,  ohne  andere
Energiepläne vorzulegen, reicht nicht.“

Faire Verteilung der Netzausbauko-
sten

Die Senkung der Energiekosten sei für
eine  neue  Bundesregierung  eine  der
drängendsten  Aufgaben,  heißt  es  im
Schweriner Wirtschaftsministerium. So
brauche es für den weiteren Ausbau der
erneuerbaren Energien eine faire Vertei-
lung der Netzausbaukosten in Deutsch-
land.  Inzwischen würden die  entspre-
chenden  Kosten,  die  in  Netzen  mit
besonders  viel  Stromerzeugung  aus
erneuerbaren Energien entstünden, seit
Jahresbeginn bundesweit gerechter ver-
teilt. Stromverbraucher in MV würden
damit um etwa 170 Millionen Euro im
Jahr entlastet.

Russisches Flüssiggas erreicht die EU

Indes  hat  Russland  trotz  des  völker-
rechtswidrigen  Angriffskrieges  gegen
die Ukraine in der EU offenbar immer
noch Abnehmer für sein Gas. Einer Stu-
die der Deutschen Umwelthilfe (DHU)
und  anderer  Umweltorganisationen
zufolge wurden 2024 insgesamt 15,93
Millionen Tonnen russisches Flüssiggas
(LNG) in die EU eingeführt – ein neuer
Rekordwert, knapp 20 Prozent mehr als
ein Jahr zuvor. Eine zentrale Rolle dabei
spiel das deutsche, bundeseigene Unter-
nehmen SEFE,  das  als  Käufer  von 58
Lieferungen mit einem Gesamtvolumen
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von 4,1 Millionen Tonnen auftrat, 
berichtete die DHU.
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